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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über Maßnahmen auf dem Gebiete 

des zivilen Luftschutzes 

- Drucksache 1978 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Angelegenheiten 
der inneren Verwaltung 

(8. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes 
über Maßnahmen auf dem Gebiete des 
zivilen Luftschutzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates unter Einhaltung der Vorschrift 
des Artikels 87 Abs. 3 Satz 2 des Grundge- 
setzes das folgende Gesetz beschlossen; 


ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 

Zweck des zivilen Luftschutzes ist es, Le- 
ben und Gesundheit der Bevölkerung, ihre 
Wohnungen und Arbeitsstätten sowie die für 
die Befriedigung ihrer Lebensbedürfnisse 
wichtigen Einrichtungen und Güter gegen 
die Gefahren von Luftangriffen zu schützen 
und Notstände zu beseitigen oder zu mil- 
dern. Die Selbsthilfe der Bevölkerung wird 
durch behördliche Maßnahmen ergänzt. 

S 2 

(1) Beim Vollzüge dieses Gesetzes handeln 
die Gemeinden im Aufträge des Landes. In 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes 
über Maßnahmen auf dem Gebiete des 
zivilen Luftschutzes 

Der Bundestag hait mit Zustimmung des 
Bundesrates unter Einhaltung der Vorschrift 
des Artikels 87 Abs. 3 Satz 2 des Grundge- 
setzes das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Bestimmungen 
§ 1 

Der zivile Luftschutz hat die Aufgabe, Le- 
ben und Gesundheit der Bevölkerung, ihre 
Wöhnungen, Arbeitsstätten und die für die 
Befriedigung ihrer Lebensbedürfnisse wichti- 
gen Einrichtungen und Güter, Insbesondere 
auch das Kulturgut, gegen die Gefahren von 
Luftangriffen zu schützen und die im Zu- 
sammenhang mit Luftangriffen auftretenden 
Notstände izu beseitigen cxler zu rrtildern. 

S 2 

(1) Der zivile Luftschutz ist Aufgabe des 
Bundes. Die behördlichen Luftsdiutzmaß- 
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Entwurf 

Ländern, in denen nach dem Gemeindever- 
fassungsrecht für den Vollzug der Auftrags- 
angelegenheiten ein kollegiales Organ zu- 
ständig ist, tritt an dessen Stelle der leitende 
Beamte der Gemeindeverwaltung. 

(2) Um die reibungslose Durchführung 
wichtiger Luftschutzmaßnahmen sicherzu- 
stellen, kann die Bundesregierung in beson- 
deren Fällen Einzelweisungen nach Artikel 84 
Abs. 5 des Grundgesetzes erteilen. 

§ 3 

Die örtlichen Aufgaben des zivilen Luft- 
schutzes werden in der Gemeinde (Luft- 
schutzort) wahrgenommen. Die zuständige 
Landesbehörde kann bestimmen, daß meh- 
rere Gemeinden zur Durchführung aller 
oder einzelner örtlicher Aufgaben des zivi- 
len Luftschutzes ein Luftschutzgebiet bilden. 
Es tritt insoweit an die Stelle der Luftschutz- 
orte. Handelt es sich um Gemeinden ver- 
schiedener Länder, so vereinbaren die betei- 
ligten obersten Landesbehörden die Zusam- 
menfassung. 

S 4 

(1) Der für die Ausführung dieses Gesetzes 
in der Gemeinde zuständige Beamte ist ört- 
licher Luftsdiutzleiter. 

(2) Werden mehrere Gemeinden zu einem 
Luftschutzgebiet zusammengefaßt, so wird 
der gemeinsame Luftschutzleiter dieses Ge- 
bietes vorbehaltlich besonderer landesrecht- 
licher Regelung durch Vereinbarung der be- 
teiligten Gemeinden bestimmt. Die Verein- 
barung bedarf der Bestätigung der gemein- 
samen Aufsichtsbehörde, die, wenn eine Eini- 
gung nicht zustande kommt, nach frucht- 
losem Ablauf einer von ihr zu setzenden 
Frist den örtlichen Luftschutzleiter bestimmt. 
Handelt es sich um Gemeinden verschiedener 
Länder, so ist in der Vereinbarung nach § 3 
Satz 4 zu regeln, welche Behörde für die Be- 
stätigung oder die Bestimmung des örtlichen 
Luftschutzleiters zuständig ist. 

S 5 

(1) Der Bundesminister für Verkehr, der 
Bundesminister für das Post- und Fernmelde- 
wesen und der Bundesminister für Verteidi- 
gung führen den zivilen Luftschutz Inner- 
halb ihres Geschäftsbereichs durch. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

nahmen werden, soweit dieses Gesetz sie nicht 
dem Bundes vorbehält, von den Ländern im 
Aufträge des Bundes, von den Gemeinden 
im Aufträge und unter Haftung des Landes 
durchgeführt. 

(2) entfällt 


§ 3 

Die örtlichen Aufgaben des zivilen Luft- 
schutzes werden in der Gemeinde (Luft- 
schutzort) wahrgenommen. Die zuständige 
Landes'behörde kann bestimmen, daß meh- 
rere Gemeinden zur Durchführung aller 
oder einzelner örtlicher Aufgaben des zivi- 
len Luftschutzes ein Luftschutzgebiet bilden. 
Es tritt insoweit an die Stelle der Luftschutz- 
orte. Handelt es sich um Gemeinden ver- 
schiedener Länder, so vereinbaren die betei- 
ligten Länder die Zusammenfassung. 

§ 4 

unverändert 


§ 5 

(1) Der Bundesminister für Verkehr, der 
Bundesminister für das Post- und Fernmelde- 
wesen und der Bundesminister für Verteidi- 
gung führen die Luftschutzmaßnahmen in- 
nerhalb ihres Geschäftsbereichs durch. 
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Entwurf 

(2) Gleiches gilt für die Deutsche Bundes- 
bahn, die nicht bundeseigenen Eisenbahnen 
und die sonstigen Schienenbahnen des öffent- 
lichen Verkehrs. Allgemeine Richtlinien er- 
lassen für die Deutsche Bundesbahn der Bun- 
desminister für Verkehr, für die nicht bun- 
deseigenen Eisenbahnen und die sonstigen 
Schienenbahnen des öffentlichen Verkehrs 
die zuständigen obersten Landesbehörden. 

(3) Das Zusammenwirken der in Absatz 1 
und 2 genannten Verwaltungen mit den für 
den zivilen Luftschutz allgemein zuständigen 
Behörden regelt der Bundesminister des In- 
nern im Einvernehmen mit den beteiligten 
Bundesministern durch Rechtsverordnung 
mit Zustimmung des Bundesrates. 

(4) Der Bundesminister des Innern wird 
ermächtigt, im Einvernehmen mit den be- 
teiligten Bundesministern zu bestimmen, daß 
die Absätze 1 bis 3 auch auf andere Bundes- 
verwaltungen, deren organisatorische oder 
technische Eigenart eine Sonderbehandlung 
rechtfertigt, anzuwenden sind, 

§ 6 

Der Bundesminister für Wirtschaft und 
der Bundesminister des Innern können im 
gegenseitigen Einvernehmen eine Organisa- 
tion der gewerblichen Wirtschaft beauftra- 
gen, den Industrieluftschutz vorzubereiten, 
Industrie- und ihnen aus Luftschutzgründen 
gleichzuachtende Betriebe bei der Durchfüh- 
rung des Industrieluftschutzes zu unter- 
stützen und auf dem Gebiet des Industrie- 
luftschutzes beratend mitzuwirken. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Luftschutzwarn- und Alarmdienst 

S 7 

(1) Die Warnung vor Luftangriffen Ist 
Aufgabe des Luftschutzwarndienstes. 

(2) Für diesen Zweck errichtet der Bund 
das Bundesamt für den Luftschutzwarn- 
dienst, das dem Bundesminister des Innern 
untersteht, und Luftschutzwarnämter als 
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(2) Die gleidie Aufgabe obliegt für ihren 
Bereich der Deutschen Bundesbahn, den nicht 
bundeseigenen Eisenbahnen und den sonsti- 
gen Schienenbahnen des öiffentlichen Ver- 
kehrs. Allgemeine Richtlinien erlassen für die 
Deutsche Bundesbahn der Bundesminister 
für Verkehr, für die nicht bundes eigenen 
Eisenbahnen und die sonstigen Schienenbah- 
nen des öffentlichen Verkehrs die zuständi- 
gen obersten Landesbehörden. 

(3) unverändert 


(4) entfällt 


S 6 

Der Bundes minist er für Wirtschaft und 
der Bundesminister des Innern können im 
gegenseitigen Einvernehmen eine Organisa- 
tion der gewerbiichen Wirtschaft beauftra- 
gen, unter Mitwirkung von Vertretern der 
Arbeitnehmerverbände auf dem Gebiete der 
Planung und Vorbereitung des Industrieluft- 
schutzes Vorschläge zu machen, beratend mit- 
zuwirken und Industrie- oder ihnen aus 
Luftschutzgründen gleichzuachtende Betriebe 
bei der Durchführung des Industrieluftschut- 
zes beratend zu unterstützen. 

ZWEITER ABSCHNITT 
Luftschutzwarn- und Alarmdienst 
S 7 

(1) unverändert 

(2) Für diesen Zweck errichtet der Bund 
das Bundesamt für den Luftschutzwairn- 
dienst, das dem Bundesminister des Innern 
untersteht, und Luftschutzwarnämter als 
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Entwurf 

bundeseigene Mittelbehörden. Der Bundes- 
minister des Innern kann im Rahmen des 
Luftschutzwarndienstes einen zivilen Luft- 
beobachtungsdienst einriditcn. 

(3) Die Behörden des Luftschutzwarn- 
dienstes haben folgende Aufgaben: 

1. die Leitung^ die Organisation und den 
Einsatz des Luftschutzwarndienstes, 

2. die Ausbildung der für den Luftschutz- 
Warndienst vorgesehenen Kräfte^ 

3. die Beschaffung und Unterhaltung der 
Ausrüstung des Luftschutzwarndienstes. 
Das Zusammenwirken mit der Deutschen 
Bundespost bei der Beschaffung fernmel- 
detechnischer Einrichtungen für den Be- 
trieb des Luftschutzwarnnetzes sowie die 
Bereitstellung und Unterhaltung dieser 
Einrichtungen durch die Deutsche Bun- 
despost wird durch besondere Vereinba- 
rung zwischen dem Bundesminister des 
Innern und dem Bundesminister für das 
Post- und Fernmeldewesen geregelt. 


§ 8 

Die Gemeinden sind verpflichtet, die für 
die öffentliche Alarmierung der Bevölkerung 
erforderlichen örtlichen Einrichtungen zu be- 
schaffen, bereitzustellen, zu unterhalten und 
zu betreiben (örtlicher Alarmdienst). 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

nachgeordnete Dienststellen. Der Bundes- 
minister des Innern kann im Rahmen des 
Luftschutzwarndienstes einen zivilen Luft- 
beobachtungsdienst einrichten. 

(3) Die Behörden des Luftschutzwarn- 
dienstes haben folgende Aufgaben: 

1. Organlisation, Ausbildung und Einsatz 
der für den Luftschutzwarndienst vorge- 
sehenen Kräfte, 

2. entfällt 

3. unverändert 


(4) Behörden und größere Betriebe, die 
lebens- oder verteidigungswichtige Aufgaben 
zu erfüllen haben, können verpflichtet wer- 
den, die Vorrichtungen zu beschaffen und zu 
unterhalten, die zum Empfang von Meldun- 
gen des Luftschutzwarndienstes erforderlich 
sind. Der Bundesminister des Innern wird er- 
mächtigt, im Einvernehmen mit dem Bun- 
desminister für Wirtschaft durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates 
die näheren Bestimmungen, insbesondere 
über den Kreis der anschlußpflichtigen Be- 
hörden und Betriebe, zu erlassen. 

§ 8 

(1) Die Gemeinden sind verpflichtet, die 
für die öffentliche Alarmierung der Bevölke- 
rung erforderlichen örtlichen Einrichtungen 
zu beschaffen, bereitzustellen, zu unterhal- 
ten und ZU betreiben (örtlicher Alarmdienst). 

(2) Die auf Grund des Artikels 85 des 
Grundgesetzes den obersten Bundesbehör- 
den zustehenden Befugnisse auf dem Gebiete 
des örtlichen Alarmdienstes werden dem 
Bundesamt für den Luftschutzwarndienst 
übertragen. 
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Entwurf 

DRITTER ABSCHNITT 
Luftschutzhilfsdienst 
§ 9 

(1) Für Orte, in denen vordringlich öffent- 
liche Luftschutzmaßnahmen durchzuführen 
sind, ist ein Luftschutzhilfsdienst einzurich- 
ten. Er hat die Aufgabe, den im Falle von 
Luftangriffen eintretenden Notständen, ins- 
besondere Personen- und Sachschäden, vor- 
zubeugen oder abzuhelfen. 

(2) Der Bundesminister des Innern be- 
stimmt im Benehmen mit den beteiligten 
Bundesministern und der zuständigen ober- 
sten Landesbehörde die Orte, in denen vor- 
dringlich öffentliche Luftschutzmaßnahmen 
durchzuführen sind, und erläßt mit Zustim- 
mung des Bundesrates allgemeine Verwal- 
tungsvorschriften über Gliederung, Stärke, 
Ausbildung und Ausrüstung des Luftschutz- 
hilfsdienstes. 


§ 10 

Die Gemeinden sind zur Aufstellung, Aus- 
bildung und Ausrüstung des örtlichen Luft- 
schutzhilfsdienstes, die Länder zu dessen Er- 
gänzung durch überörtliche Verbände ver- 
pflichtet. 


VIERTER ABSCHNITT 
Mitarbeit im Luftschutzdienst 
§ 11 

(1) Die Mitarbeit im Luftschutzhilfsdienst 
und im Luftschutzwarn- und Alarmdienst 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 
DRITTER ABSCHNITT 

Luftschutzhilfsdienst 

§ 9 

(1) unverändert 


(2) Der Bundesminister des Innern be- 
stimmt im Benehmen mit den beteiligten 
Bundesministern und der zuständigen ober- 
sten Landeisbehörde die Orte, in denen vor- 
dringlidi öffentliche Luftschutzmaßnahmen 
durchzuführen sind, und erläßt mit Zustim- 
mung des Bundes rate s allgemeine Verwal- 
tungsvorsdiriften über die Gliederung und 
Stärke des Luftschutzhilfsdienstes entspre- 
chend der Gefährdung der Luftschutzorte 
und über dessen Ausbildung und Ausrüstung. 

§ 10 

(1) Die Gemeinden sind zur Aufstellung, 
Ausbildung und Ausrüstung des örtlichen 
Luftschutzhilfsdienstes, die Länder zu dessen 
Ergänzung durch überörtliche Verbände ver- 
pflichtet . 

(2) Der Bund kann Ausbildungsstätten für 
die zentrale Ausbildung von Führungskräf- 
ten des Luftschutzhilfsdienstes errichten und 
unterhalten. 

§ 10 a 

Der Luftschutzhilfsdienst wird auf der 
Grundlage des Artikels 63 der IV. Genfer 
Konvention eingerichtet und hat den in die- 
sem Artikel enthaltenen Bestimmungen zu 
entsprechen. 


VIERTER ABSCHNITT 
Mitarbeit im Luftschutzdienst 

§ 11 

(1) Die Mitarbeit im Luftschutzhilfsdienst 
und im Luftschutzwarn- und Alarmdiens-t 
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Entwurf 

Ist freiwillig. Personen, die sich als Helfer 
melden, können vom örtlichen Luftschutz- 
leiter zur Teilnahme an der Ausbildung und 
zu ehrenamtlicher Hilfeleistung Im Luft- 
schutz herangezogen werden. 


(2) Die Rechtsverhältnisse der freiwilligen 
Helfer richten sich nach den §§ 12 bis 19. 

§ 12 

(1) Wird ein Arbeitnehmer zu behörd- 
lich angeordneten Ausbildungsveranstaltun- 
gen herangezogen, so entfällt für ihn für die 
Dauer der Heranziehung die Pflicht zur Ar- 
beitsleistung, Ihm ist jedoch vom Arbeitgeber 
der Arbeitsverdienst zu gewähren, den er 
ohne den Arbeitsausfall erhalten hatte. Der 
Arbeitnehmer hat den Heranziehungsbe- 
scheid unverzüglich seinem Arbeitgeber vor- 
zulegen. Die Ausbildung beginnt nicht vor 
Ablauf von zwei Wochen, gerechnet von dem 
der Zustellung des Heranziehungsbescheides 
folgenden Tage. 

(2) Überschreitet der Arbeitsausfall die 
Dauer von zwei Stunden am Tage oder von 
sieben Stunden Innerhalb eines Zeitraumes 
von zwei Wochen, so werden dem Arbeit- 
geber die von ihm nach Absatz 1 dem Arbeit- 
nehmer gewährten Leistungen sowie die 
Arbeitgeberanteile der Beiträge zur Sozlal- 
und Arbeitslosenversicherung erstattet. Ist 
im arbeitsgerichtlichen Verfahren über einen 
Anspruch des Arbeitnehmers auf Fortzah- 
lung seiner Bezüge aus dem Arbeitsverhält- 
nis rechtskräftig entschieden, so Ist diese Ent- 
scheidung für die Erstattung bindend. Be- 
züge, die Angehörigen des öffentlichen Dien- 
stes fortgewährt werden, sind nicht zu er- 
statten. 

(3) Dem Arbeitnehmer sollen aus der Her- 
anziehung keine Nachteile im Arbeitsverhält- 
nis erwachsen; ihm darf weder wegen der 
Meldung zum Luftschutzdienst noch wegen 
der Teilnahme an der Ausbildung gekündigt 
werden. Muß der Arbeitgeber aus dringen- 
den betrieblichen Erfordernissen Arbeitneh- 
mer entlassen, so darf bei der Auswahl der zu 
Entlassenden die Teilnahme eines Arbeit- 
nehmers an einer Ausbildungsveranstaltung 
nicht zu dessen Ungunsten berücksichtigt 
werden. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

ist freiwillig. Personen, die sich als Helfer 
melden, können im Luftschutzhilfsdienst und 
im Alarmdienst vom örtlichen Luftschutz- 
leiter, im Luftschutzwarndienst vom Leiter 
des Luftschutzwarnamtes zur Teilnahme an 
der Ausbildung und zu ehrenamtlicher Hilfe- 
leistung im Luftschutz verpflichtet werden. 
Vor der Verpflichtung eines Arbeitnehmers 
ist der Arbeitgeber zu hören. 

(2) unverändert 
§ 12 

(1) Wird ein Arbeitnehmer zu behörd- 
lich anigeordneten Ausbildungsveranstaltun- 
gen herangezogen, so entfällt für ihn für die 
Dauer der Heranziehung die Pflicht zur Ar- 
beitsleistung, ihm ist jedoch vom Arbeitgeber 
der Arbeitsverdienst zu gewähren, den er 
ohne den Arbeitsausfall erhalten hätte. Der 
Arbeitnehmer hat den Heranziehungsbe- 
scheid unverzüglich seinem Arbeitgeber vor- 
zulegen. Die Ausbildung beginnt nicht vor 
Ablauf von vier Wochen, gerechnet von dem 
der Zustellung des Heranziehungsbescheides 
folgenden Tage. 

(2) unverändert 


(3) Dem Arbeitnehmer dürfen aus der Her- 
anziehung keine Nachteile im Arbeitsverhält- 
nis erwachsen; ihm darf weder wegen der 
Meldung zum Luftschutzdienst noch wegen 
der Teilnahme an der Ausbildung gekündigt 
werden. Muß der Arbeitgeber aus dringen- 
den betrieblichen Erfordernissen Arbeitneh- 
mer entlassen, so darf bei der Auswahl der zu 
Entlassenden die Teilnahme eines Arbeit- 
nehmers an einer Ausbildungsveranstaltung 
nicht zu dessen Ungunsten berücksichtigt 
werden. 
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(4) Arbeitnehmer im Sinne dieses Gesetzes 
sind Arbeiter und Angestellte sowie die zu 
ihrer Berufsausbildung Beschäftigten. 

(5) Die Vorschriften der Absätze 1 und 3 
sind auf Beamte sinngemäß anzuwenden. 


§ 13 

(1) Allen Herangezogenen wird für not- 
wendige bare Auslagen und zusätzliche Ver- 
pflegungskosten Ersatz gewährt. 

(2) Herangezogene Personen, die nicht 
unter § 12 fallen, erhalten während der 
Dauer der Heranziehung Ersatz für Ver- 
dienstausfall. 

(3) Herangezogene Personen, die im Zeit- 
unkt der Heranziehung Arbeitslosen-, Ar- 
eitslosenfürsorge- oder Fürsorgeunterstüt- 
zung beziehen, erhalten sie auch während der 
Dauer der Heranziehung. Daneben erhalten 
sie eine Entschädigung für den mit ihrer Her- 
anziehung verbundenen allgemeinen Auf- 
wand nach Maßgabe fester Sätze. Sie haben 
den Heranziehungsbescheid unverzüglich 
dem Arbeitsamt oder dem zuständigen Für- 
sorgeverband vorzulegen. 


§ 14 

Schäden, die an Sachen entstehen, die von 
den herangezogenen Personen mitgebracht 
werden, sind angemessen zu ersetzen. § 254 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs gilt sinngemäß. 


§ 15 

(1) 2Hr Leistung der in § 12 Abs. 2 und 
in den §§13 und 14 vorgesehenen Entschä- 
digungen, Ersatzleistungen und Erstattungen 
sind verpflichtet: 

1. der Bund bei Dienstleistungen im Luft- 
schutzwarndienst, 

2. das Land bei Dienstleistungen im über- 
örtlichen Luftschutzhilfsdienst, 
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(4) unverändert 


(5) Die Vorschriften der Absätze 1 und 3 
sind auf Beamte und Richter sinngemäß an- 
zuwenden. 

§ 13 

(1) unverändert 


(2) unverändert 


(3) Herangazogene Personen, die im Zeit- 
punkt der Heranziehung Arbeitsloisengeld, 
Unterstützung aus der Arbeitslosenhilfe oder 
Fürsorgeunterstützung bezidhen, erhallten 
diese Leistungen auch während der Dauer 
der Heranzie*hung. Daneben erhalten sie eine 
Entschädigung für den mit ihrer Heran- 
ziehung vertbundenen allgemeinen Aufwand 
nach Maßgabe fester Sätze. Sie haben den 
Heranziehungslbescheid unverzüglich dem Ar- 
beitsamt oder dem zuständigen Fürsorgever- 
band vorzulegen. 

§ 14 

(1) Schäden, die an Sachen entstehen, die 
von den heirangazogenen Personen mitige- 
bracht werden, sind angemessen zu ersetzen. 
§ 254 des Bürgerlichen Gesetzbuchs gilt 
sinngemäß. 

(2) Herangezogene Personen sind zum Er- 
satz der Schäden nach anderen gesetzlichen 
Vorschriften nur dann verpflichtet, wenn 
strafgerichtlich festgestellt worden ist, daß 
sie die Schäden vorsätzlich herbeigeführt 
haben. 

§ 15 

(1) Ansprüche auf Leistung der in § 12 
Abs. 2 und in den §§ 13 und 14 Abs. 1 vor- 
gesehenen Entschädigungan, Ersatzleistungen 
und Erstattungen sind zu richten 

1. bei Dienstleistungen im Luft schütz Warn- 
dienst an den Bund, 

2. bei Dienstleistungen im überörtlichen 
Luftschutzhilfsdienst an das Land, 
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Entwurf 

3. die Gemeinde bei Dienstleistungen Im 
örtlichen Luftschutzhilfsdienst und im 
Alarmdienst. Bilden mehrere Gemeinden 
ein Luftschutzgebiet, so bestimmen sic 
den Träger der Entschädigungs-, Ersatz- 
oder Erstattungspflicht durch Verein- 
barung. Kommt eine Vereinbarung nicht 
zustande, so haften sie als Gesamt- 
schuldner. 

(2) Soweit im Falle des § 14 der nach Ab- 
satz 1 zur Ersatzleistung Verpflichtete den 
Geschädigten befriedigt^ gehen dessen An- 
sprüche gegen Dritte auf den Verpflichteten 
über. 


§ 16 

Die Unfallversicherung der zum Luft- 
schutzdienst herangezogenen Personen regelt 
die Reichsversicherungsordnung. 

§ 17 

Die Heranziehung von Versicherten der 
sozialen Kranken-, der gesetzlichen Renten- 
und der Arbeitslosenversicherung zu Ausbil- 
dungsveranstaltungen berührt das Versiche- 
rungsverhältnis nicht. 

§ 18 

(1) Der Bundesminister des Innern wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung nähere 
Bestimmungen zu erlassen über 

1. die Ersatzleistungen für Verdienstausfall, 
bare Auslagen, zusätzliche Verpflegungs- 
kosten und allgemeinen Aufwand (§ 13 
Abs. 1 bis 3) und den Ersatz von Sach- 
schäden (§ 14), 

2. die Erstattung fortgewährter Leistungen 
(§ 12 Abs. 2). 

(2) Rechtsverordnungen nach Absatz 1 
bedürfen der Zustimmung des Bundesrates 
nicht, wenn sich ihr Geltungsbereich auf Maß- 
nahmen bundeseigener Verwaltung be- 
schränkt. 

§ 19 

(1) Für Rechtsstreitigkeiten aus § 12 

Abs. 2 und § 13 Abs. 1, Abs. 2 und Abs. 3 
Satz 2 ist der Verwaltungsrechtsweg gegeben. 
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3. bei Dienstleistungen im örtlichen Luft- 
ischutzhilfsdienst und im Alarmdienst an 
die Gemeinde. Bilden mehrere Gemein- 
den ein Luftschutzgebiet, so bestimmen 
sie den Träger der Entschädigungs-, Er- 
satz- oder Erstattungspflicht durch Ver- 
einbarung. Kommt eine Vereinbarung 
nicht zustande, so haften sie als Gesamt- 
schuldner. 

(2) Im Falle des § 14 Abs. 1 sind die im 
Absatz 1 genannten Körperschaften zur Er- 
satzleistung nur gegen Abtretung der An- 
sprüche verpflichtet, die dem Geschädigten 
auf Grund des Ereignisses, auf dem die Er- 
satzpflicht beruht, gegen andere Personen 
zustehen. Dies gilt nicht für Ansprüche aus 
einem Versicherungsverhältnis. 

§ 16 

Die Unfallversicherung der zum Luft- 
schutzdienst herangezogenen Personen rich- 
tet sich nach der Reichsversicherungsordnung. 

§ 17 

unverändert 


§ 18 

(1) Der Bundesminister des Innern wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates nähere Bestim- 
mungen zu erlassen über 

1. die Ersatzleisitungen für Verdienstausfall, 
bare Auslagen, zusätzliche Verpflegungs- 
kosten und allgemeinen Aufwand (§ 13 
Abs. 1 bis 3) und den Ersatz von Sach- 
schäden (§14 Abs. 1) 

2. unverändert 

(2) unverändert 


§ 19 

(1) unverändert 
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(2) Für Rechtsstreitigkeiten aus § 14 ist 
der ordentliche Rechtsweg gegeben. 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Bauliche Luftschutzmaßnahmen 
§ 20 

Lebens- oder verteidigungswichtige Be- 
triebe und Einrichtungen sollen nur an Stand- 
orten errichtet werden, die von der Bundes- 
regierung aufzustellenden Grundsätzen über 
die Berücksichtigung des Luftschutzes ent- 
sprechen. Das gleidie gilt für geschlossene 
Siedlungseinheiten. 

§ 21 

(1) Wer in Gemeinden mit mindestens 
10 000 Einwohnern Gebäude, insbesondere 
Wohngebäude, errichtet, ist nach Maßgabe 
der in § 22 vorgesehenen Rechtsverordnun- 
gen verpflichtet, 

1. den Anforderungen des Luftschutzes an 
die Lage im Gesamtbereich der Gemeinde, 
die Größe, die Anordnung und die Kon- 
struktion des Gebäudes einschließlich der 
mit ihm festverbundenen Einrichtungen 
zu entsprechen, 

2. Schutzraumbauten für die Benutzer der 
Gebäude einschließlich der erfahrungsge- 
mäß vorübergehend anwesenden Perso- 
nen zu errichten und zu unterhalten, 

3. bauliche Maßnahmen des vorbeugenden 
Brandschutzes zu treffen, die aus Luft- 
schutzgründen erforderlich sind. 

(2) Bei der Errichtung von Betrieben, An- 
lagen oder Einrichtungen der gewerblichen 
Wirtschaft, der Ernährungswirtschaft, der 
öffentlichen Versorgung mit Gas, Wasser und 
Elektrizität und der Abwasserbeseitigung, 
des Verkehrs und des Fernmeldewesens so- 
wie von Krankenanstalten in Gemeinden mit 
mindestens 10 000 Einwohnern sind nach 
Maßgabe der in § 22 vorgesehenen Rechts- 
verordnungen außer den in Absatz 1 ge- 
nannten Maßnahmen bauliche Luftschutz- 
maßnahmen zum Schutze wichtiger Betriebs- 
anlagen und von Vorräten, zur Sicherstellung 
der Energie- und Wasserversorgung und zur 
Abwehr mittelbarer, durch die Eigenart des 
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(2) Für Rechtsstreitigkeiten aus § 14 

Abs. 1 ist der Zivilrechrsweg gegeben. 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Bauliche Luftschutzmaßnahmen 
§ 20 

unverändert 


§ 21 

(1) Wer in Gemeinden mit mindestens 
10 000 Einwohnern Gebäude, insibesondere 
Wohngebäude, errichtet, ist nach Maßgabe 
der in § 22 vorgesehenen Rechtsverordnun- 
gen verpflichtet, 

1. den Anforderungen des Luftschutzes an 
die Lage im Gemeindegebiet, die Größe, 
die Anordnung und die Konstruktion 
des Gebäudes einschließlich der mit ihm 
festverbundenen Einrichtungen zu ent- 
sprechen, 

2. Schutzraumbauten für die Benutzer der 
Gebäude einschließlich der erfahrungsge- 
mäß vorübergehend anwesenden Perso- 
nen zu errichten, 

3. unverändert 


(2) Bei der Errichtung von Betrieben, An- 
lagen oder Einrichtungen der gewerblichen 
Wirtschaft, der Ernährungs Wirtschaft, der 
öffentlichen Versorgung mit Gas, Wasser und 
Elektrizität und der Abwasserbeseitigung, 
des Verkehrs, des Fernmeldewesens, von 
Krankenanstalten, soweit sie in Gemeinden 
mit mindestens 10 000 Einwohnern gelegen 
sind, sind nach Maßgabe der in § 22 vorge- 
sehenen Rechtsverordnungen außer den in 
Absatz 1 genannten Maßnahmen bauliche 
Luftschutzmaßnahmen zum Schutz wichtiger 
Betriebsanlagen und von Vorräten, zur Si- 
cherstellung der Eigen- und Fremversor- 
gung mit Energie und Wasser und zur Ab- 


10 



Entwurf 

Betriebes bedingter Gefahren für die Um- 
gebung zu treffen. 

(3) Wenn in einzelnen Gemeinden mit 
weniger als 10 000 Einwohnern aus Luft- 
sdiutzgründen bauliche Maßnahmen notwen- 
dig sind, so kann die Landesregierung durch 
Rechtsverordnung bestimmen, daß die Ab- 
sätze 1 und 2 audi in diesen Gemeinden gel- 
ten. 

(4) Ausnahmen von den Verpflichtungen 
nach Absatz 1 bis 3 können in besonderen 
Fällen lugelassen werden, wenn 

1. die Luftgefährdung wegen der Lage, 
Größe oder Eigenart des Gebäudes oder 
aus ähnlichen Gründen gering ist oder 

2. die nach Absatz 1 oder 2 vorgeschriebe- 
nen Maßnahmen Kosten verursachen 
würden, die im Verhältnis zum Wert 
oder zur Bedeutung des Bauvorhabens 
wirtschaftlich nicht vertretbar sind. 

(5) Die oberste Landesbehörde oder die 
von ihr lu bestimmende Behörde kann im 
Rahmen der örtlichen Luftschutzplanung für 
bestimmte Gebiete Befreiung von den Ver- 
pflichtungen nach Absatz 1 oder 2 erteilen. 

siehe Absatz 4 


§ 22 

(1) Zur Durchführung des § 21 werden 
die zuständigen Bundesminister ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern und den anderen beteiligten Bun- 
desministern durch Rechtsverordnung die 
folgenden näheren Vorschriften zu erlassen: 

1. Der Bundesminister für Wohnungsbau 
erläßt die baurechtlichen Vorschriften 
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wehr mittelibarer, durch die Eigenart des Be- 
triebes bedingter Gefahren für die Umge- 
bung zu treffen. 

(3) Wenn in einzelnen Gemeinden mit 
weniger als 10 000 Einwohnern aus Luft- 
schutzgründen bauliche Maßnahmen notwen- 
dig sind, so kann die Landesreglemng durch 
Rechtsverordnung bestimmen, daß die Ab- 
sätze 1 und 2 auch in diesen Gemeinden oder 
in Gebietsteilen der Gemeinden gelten. 

(4) entfällt hier 


siehe Absatz 6 


(5) Die oberste Landesbehörde oder die 
von der Landesregierung bestimmte Behörde 
kann im Rahmen der Luftschutzplanung 
einzelne Gemeinden oder Gebietsteile der 
Gemeinden von den Verpflichtungen nach 
Absatz 1 oder 2 ausnehmen. 

(6) Befreiung von den Verpflichtungen 
nach Absatz 1 bis 3 kann erteilt werden, 
wenn 

1. die Luftgefährdung wegen der Lage, 
Größe oder Eigenart des Gebäudes oder 
aus ähnlichen Gründen gering ist oder die 
nach Absatz 1 oder 2 vorgeschriebenen 
Maßnahmen, Kosten verursachen wür- 
den, die im Verhältnis zum Wert oder 
zur Bedeutung des Bauvorhabens wirt- 
schaftlich nicht vertretbar sind, und 
außerdem 

2. die Befreiung mit den öffentlichen Be- 
langen vereinbar ist. 

§ 22 

(1) Zur Durchführung des § 21 werden 
die zuständigen Bundesminister ermächtigt, 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern und den am deren beteiligten Bun- 
desministern durch Rechtsverordnung die 
folgenden näheren Vorschriften zu erlassen: 

1. unverändert 
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auf dem Gebiet des Städtebaues und der 
Bautedinlk im Luftschutz. 

2. Der Bundesminister für Wlrtsdiaft erläßt 
die Bestimmungen über Art und Umfang 
der Maßnahmen, die Industriebetriebe 
und die ihnen aus Luftschutzgründen 
gleichzuachtenden Betriebe einschließlich 
der Betriebe der öffentlichen Versorgung 
mit GaSj Wasser und Elektrizität und der 
Abwasserbeseitigung zu treffen haben. 
Er bestimmt insbesondere die Betriebe, 
Anlagen und Einrichtungen, in denen 
bauliche Maßnahmen durdizuführen sind, 
und legt diese Maßnahmen nach Schutz- 
grad und Rangfolge fest. Er erläßt auch die 
erforderlichen Vorschriften über Sonder- 
maßnahmen des vorbeugenden Brand- 
schutzes und über Tarn- und Verdunk- 
lungsmaßnahmen in Industriebetrieben. 

3. Der jeweils für den Bereich der in § 5 ge- 
nannten Verwaltungen zuständige Bun- 
desminister erläßt die Vorschriften über 
Art und Umfang der in seinem Ge- 
schäftsbereich zu treffenden Maßnahmen. 
Der Bundesminister für Verkehr trifft 
die entsprechenden Vorschriften auch für 
die Anlagen des Straßenverkehrs, der 
Schiffahrt und der zivilen Luftfahrt, so- 
wie der nicht bundeseigenen Eisenbahnen 
und der sonstigen Schienenbahnen des 
öffentlichen Verkehrs. 

(2) Der Bundesminister des Innern erläßt 
im Einvernehmen mit den beteiligten Bun- 
desministern die Zur Durchführung des § 21 
erforderlichen Vorschriften, soweit deren 
Erlaß nicht in Absatz 1 einem anderen Bun- 
desminister Vorbehalten Ist. 

(3) Die in Absatz 1 und 2 vorgesehenen 
Rechtsverordnungen bestimmen den Zeit- 
punkt, zu dem die Verpflichtungen nach 
§21 wirksam werden. 

(4) Die Rechtsverordnungen bedürfen der 
Zustimmung des Bundesrates nicht, wenn 
sich ihr Geltungsbereich auf Maßnahmen 
bundeseigener Verwaltungen beschränkt. 

§ 23 

(1) Bund, Länder, Gemeinden und Ge- 
meindeverbände sind verpflichtet, für die 
Durchführung von Luftschutzmaßnahmen 
im öffentlich geförderten sozialen Woh- 
nungsbau vom Rechnungsjahr 1956 ab 
öffentliche Mittel zur Verfügung zu stellen. 
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2. Der Bundesminister für Wirtschaft erläßt 
die Bestimmungen über Art, Umfang, 
Schutzgrad und Rangfolge der baulichen 
Maßnahmen, welche die Industriebetriebe 
und die ihnen aus Luftschutzgründen 
gleichzuachtenden Betriebe nach § 21 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 zu treffen halben. Er 
bestimmt die Betrielbe, Anlagen und Ein- 
richtungen, in denen zusätzliche bauliche 
Maßnahmen nach § 21 Abs. 2 sowie ins- 
besondere bauliche Sondermaßnahmen 
der Tarnung und Verdunkelung durchzu- 
führen sind. 


3. unverändert 


(2) unverändert 


(3) entfällt hier 

siehe § 36 


(4) unverändert 


§ 23 

(1) Bund, Länder, Gemeinden und Ge- 
meindeverbände sind verpflichtet, für die 
Durchführung von Luftschutzmaßnahmen 
im öffentlich geförderten sozialen Woh- 
nungsbau vom Rechnungsjahr 1957 ab 
öffentliche Mittel zusätzlich zur Verfügung 
zu stellen. 
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(2) Die Mittel sind in einer Höhe zur Ver- 
fügung zu stellen, die dem Verhältnis der 
der nachstelligen Finanzierung dienenden 
öffentlichen Mittel zu den Gesamtkosten der 
Bauvorhaben ohne die Luftschutzmaßnah- 
men entspricht. Beim Bau von öffentlich ge- 
förderten Wohnungen, die Bevölkerungs- 
schichten mit geringerem Einkommen Vor- 
behalten werden, soll der Bau von Luft- 
schutzmaßnahmen mit öffentlichen Mitteln 
derart gefördert werden, daß eine Erhöhung 
der ohne die Luftschutzmaßnahmen sich er- 
gebenden Miete nicht eintritt. 

(3) Die Mittel sind, soweit sie vom Bund 
zur Verfügung gestellt werden, nicht auf die 
von ihm nach den Vorschriften des Ersten 
Wohnungsbaugesetzes und des Gesetzes zur 
Förderung des Bergarbeiterwohnungsbaues 
zur Verfügung zu stellenden Mittel anzu- 
rechnen. 

(4) Der Bundesminister für Wohnungsbau 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates den Kreis der 
Personen, die zu den Bevölkerungsschichten 
mit geringerem Einkommen gehören, näher 
zu bestimmen, 

§ 24 

Das Erste Wohnungsbaugesetz in der Fas- 
sung vom 25. August 1953 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1047 wird wie folgt ergänzt: 

1. ln § 29 wird der folgende Absatz 5 ein- 
gefügt: 

„(5) Die für das Wohnungs- und Sied- 
lungswesen zuständige oberste Landesbe- 
hörde kann für Mietwohnungen eine 
Überschreitung der Mietrichtsätze zulas- 
sen, soweit sie geboten ist, um die nach 
dem Gesetz über Maßnahmen auf dem 
Gebiete des zivilen Luftschutzes vom . . 

( Bundesgesetzbl. IS.. . ) für 

Luftschutzmaßnahmen nachhaltig zu er- 
wartenden Kapital- und Bewirtschaftungs- 
kosten zu decken. Eine Überschreitung 
der Mietrichtsätze soll nicht für Wohnun- 
gen zugelassen werden, die Bevölkerungs- 
schichten mit geringerem Einkommen 
Vorbehalten werden.'' 

2. In § 32 wird der folgende Absatz 4 ein- 
gefügt; der bisherige Absatz 4 wird Ab- 
satz 5: 
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(3) Die Mittel sind, soweit sie vom Bund 
zur Verfügung gestellt werden, nicht auf die 
von ihm nach den Vorschriften des Zweiten 
Wohnungsibaugesetzes, des Gesetzes zur För- 
derung des Bergarbeiterwohnungsbaues und 
des Lastenausgleichsgesetzes zur Verfügung 
zu stellenden Mittel anzurechnen. 

(4) e n t f ä 1 1 1 


S 24 

entfällt 
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„(4) § 29 Abs. 5 findet auf die Richt- 
sätze für die Mietwerte der in Absatz 1 
bezeichneten Wohnungen entsprechende 
Anwendung.'' 

J. In § 48 Abs. 1 Buchstabe b werden hinter 
den Worten ,, Kapital- und Bewirtschaf- 
tungskosten" die Worte eingefügt: "(ein- 
schließlich der für Luftschutzmaßnah- 
men)." 

§ 25 

(1) Die Gemeinden sind verpfliditet, im 
Rahmen der örtlichen Luftschutzplanung die 
vorhandenen öffentlichen Luftschutzbauten 
instandzusetzen und neue zu errichten. 

(2) Sofern vorhandene öffentliche Luft- 
schutzbauten, die im Eigentum anderer Kör- 
perschaften des öffentlichen Rechts stehen, 
von den Gemeinden gemäß Absatz 1 instand- 
zusetzen sind, sind sie den Gemeinden für 
die Dauer und im Umfang des Bedarfs für 
örtliche Luftschutzaufgaben unentgeltlich zur 
Verwaltung und Nutzung zu überlassen. 

§ 26 

(1) Die zuständige Baugenehmigungsbe- 
hörde überwacht die Durchführung des § 21 
dieses Gesetzes und der zu ihm erlassenen 
Rechtsverordnungen und bewilligt die nach 
§ 21 Abs. 4 zulässigen Ausnahmen. Sie hat 
dabei die von den Ländern zu bestimmenden 
Behörden zu beteiligen. 

(2) Die Zuständigkeit der Gewerbe- und 
Bergaufsichtsbehörden, der Preisbehörden 
auf dem Gebiete der Mietpreisüberwachung 
und der für die Überwachung der Anlagen 
des Verkehrs zuständigen Behörden erstreckt 
sich in ihrem Bereich auch auf die Durchfüh- 
rung dieses Gesetzes. 


§ 27 
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§ 25 

(1) Die Gemeinden sind verpflichtet, im 
Rahmen der örtlichen Luftschutzplanung die 
vorhandenen öffentlichen Luftsdiutzbauten 
instandzusetzen und neue zu errichten sowie 
diese Luftschutzbauten zu unterhalten. 

(2) Sofern vorhandene öffentliche Luft- 
schutzbauten, die im Eigentum anderer Kör- 
perschaften des öffentlichen Rechts stehen, 
von den 'Gemeinden gemäß Absatz 1 instand- 
zusetzen sind, sind sie den Gemeinden für 
die Dauer und im Umfang des Bedarfs für 
örtliche Luftschutzaufgaben zur Verwaltung 
zu überlassen. 

§ 26 

(1) Die für die Bauaufsicht zuständigen Be- 
hörden haben bei Überwachung der Einhal- 
tung der in § 21 enthaltenen Verpflichtun- 
gen die nach diesem Gesetz von den Ländern 
zu bestimmenden Behörden zu beteiligen. 


(2) Die Befugnisse der Gewerbeaufsidits- 
und Bergbehörden, der Energieaufsichtsbehör- 
den, der Freisbe'hörden auf dem Gebiete der 
Miet Preisüberwachung und der für die Über- 
wachung der Anlagen des Verkehrs zustän- 
digen Behörden erstrecken sich in ihrem Be- 
reich auch auf die Durchführung dieses Ge- 
setzes. 

(3) Die für die Baugenehmigung zustän- 
dige Behörde bewilligt die Ausnahme nadi 
§27 Abs. 3 sowie die Befreiung nach § 21 
Abs. 6 und nach § 27 Abs. 4. Für die Be- 
freiung nach § 21 Abs. 6 ist die Zustimmung 
der obersten Landesbehörde oder der von 
ihr bestimmten Behörde notwendig. 

§ 27 

(1) Die in § 21 Abs. 1 Nr. 2 genannten 
Schutzraumbauten sind nadi Maßgabe der in 
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f/j Es ist unzulässig, Schutzraumbauten 
oder andere bauliche Anlagen und Einrich- 
tungen, die für Zwecke des zivilen Luft- 
schutzes errichtet oder bestimmt sind, zu be- 
seitigen oder derart zu verändern, daß der 
Verwendungszweck beeinträchtigt wird. “ 

(2) Die nach § 26 zuständige Behörde darf 
Ausnahmen bewilligen^ wenn die Anlage 
oder Einrichtung 

1. für Luftschutzzwecke entbehrlich ist oder 
durch Erstellung von Ersatz entbehrlich 
wird oder 

2. nicht mehr für Zwecke des Luftschutzes 
verwendbar ist und ihre Wiederherstel- 
lung einen unverhältnismäßig hohen Auf- 
wand erfordert oder 


3. aus anderen wichtigen Gründen beseitigt 
werden soll und die Belange des Luft- 
schutzes dadurch nicht erheblich beein- 
trächtigt werden oder 

4. wegen eines überwiegenden anderweiti- 
gen öffentlichen Interesses beseitigt wer- 
den muß und die Forderung, Ersatz zu 
erstellen, unbillig wäre. 


(3) Wird ein Antrag auf Bewilligung einer 
Ausnahme nadi Absatz 2 abgelehnt, so hat 
die Gemeinde, wenn der Schutzraum, die 
Anlage oder die Einrichtung für Zwecke des 
öffentlichen Luftschutzes errichtet oder be- 
stimmt ist, den Eigentümer oder sonstige Be- 
rechtigte zu entschädigen. Die §§ 12 bis 15 
Abs. 1 und 2 des Schutzbereichgesetzes gel- 
ten sinngemäß. 
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§ 22 vorgesehenen Rechtsverordnungen zu 
unterhalten. 

(2) Es ist unzulässig, Schutzraumbauten 
oder andere bauliche Anlagen und Einrich- 
tungen, die für Zwecke des zivilen Luft- 
schutzes errichtet oder bestimmt sind, zu be- 
seitigen oder derart zu verändern, daß der 
Verwendungszweck beeinträchtigt wird. 

(3) Ausnahmen von Absatz 2 können be- 
willigt werden, wenn die Anlage oder Ein- 
richtung 

1. für Luftschutzzwecke entbehrlich ist oder 
durch Erstellung von Ersatz entbehrlich 
wird oder 

2. nicht mehr für Zwecke des Luftschutzes 
verwendbar ist und ihre Wiederherstel- 
lung einen unverhältnismäßig hohen 
Aufwand erfordert. 


(4) Unbeschadet der Vorschriften des Ab- 
satzes 3 kann Befreiung von Absatz 2 er- 
teilt werden, wenn die Anlage oder Einrich- 
tung 

1. aus wichtigen Gründen beseitigt werden 
soll und die Belange des Luftschutzes da- 
durch nicht erheblich beeinträchtigt wer- 
den oder 

2. wegen eines überwiegenden anderweiti- 
gen öffentlichen Interesses beseitigt wer- 
den muß und die Forderung, Ersatz zu 
erstellen, unbillig wäre. 


§ 27 a 

(1) Wird eine Ausnahme oder Befreiung 
nach § 27 Abs. 3 oder 4 nicht bewilligt, so 
hat die Gemeinde den Eigentümer oder an- 
dere Berechtigte zu entschädigen, wenn der 
Schutzraum, die Anlage oder die Einrichtung 
für Zwecke des öffentlichen Luftschutzes er- 
richtet oder bestimmt ist. Die §§12 bis 14 
des Schutzbereichgesetzes gelten sinngemäß. 
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SECHSTER ABSCHNITT 
Arzneimittelbevorratung 
§ 28 

Die Länder haben dafür Sorge zu tragen, 
daß ausreichende Arzneimittelvorräte für 
Luftschutzzwecke angelegt und unterhalten 
werden. Der Bundesminister des Innern er- 
läßt mit Zustimmung des Bundesrates allge- 
meine Verwaltungsvorschriften über Umfang 
und Durchführung der Arzneimittelbevor- 
ratung. 


SIEBENTER ABSCHNITT 
Bundesluftschutzverband 
§ 29 

(1) Es wird eine bundesunmittelbare Kör- 
perschaft des öffentlichen Rechts errichtet, 
welche die Bezeichnung „Bundesluftschutz- 
verband“ führt. Mitglieder sind der Bund, 
die Länder und die kommunalen Spitzenver- 
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(2) Wird dem Eigentümer durch den 
Schutzraum, die Anlage oder die Einrichtung 
die wirtsdiaftliche Nutzung des Grund- 
stücks nicht nur vorübergehend unzumutbar 
erschwert, so kann er die Entziehung des 
Eigentums am Grundstück verlangen. Tref- 
fen diese Voraussetzungen nur auf einen Teil 
des Grundstücks zu, so beschränkt sich das 
Recht, die Entziehung des Eigentums zu ver- 
langen, auf diesen Teil, es sei denn, daß der 
übrige Teil für ihn keinen oder nur einen 
verhältnismäßig geringen Wert hätte. 

(3) Andere Berechtigte, denen die Aus- 
übung ihres Rechts nicht nur vorüberge- 
hend unzumutbar erschwert wird, können 
die Entziehung des Rechts beantragen. 

(4) Verlangt der Eigentümer nadi Absatz 2 
die Entziehung des Eigentums oder ein an- 
derer Berechtigter nach Absatz 3 die Entzie- 
hung des Rechts, so gelten die Vorschriften 
des Landbeschaffungsgesetzes mit der Maß- 
gabe sinngemäß, daß an Stelle des Antrages 
nach § 11 des Landbeschaffungsgesetzes das 
Verlangen des Eigentümers oder des Berech- 
tigten tritt. 


SECHSTER ABSCHNITT 
Arzneimittelbevorratung 
§ 28 

unverändert 


SIEBENTER ABSCHNITT 
Bundesluftschutzverband 
§ 29 

(1) Es wird eine bundesunmktelbare Kör- 
perschaft des öffentlichen Rechts errichtet, 
welche die Bezeichnung „Bundesluftschutz- 
verband“ führt. Mitglieder können der Bund, 
die Länder und die kommunalen Spitzenver- 
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bände. Der Verband dient gemeinnützigen 
Zwecken und untersteht der Aufsicht des 
Bundesministers des Innern. 

(2) Der Bundesluftschutzverband hat die 
Aufgabe, nach den Richtlinien und Weisun- 
gen des Bundesministers des Innern 

1. die Bevölkerung über die Gefahren von 
Angriffen aus der Luft aufzuklären, sie 
bei Luftschutzmaßnahmen zu beraten so- 
wie die Organisation und Ausbildung 
freiwilliger Helfer für den Selbstschutz 
der Bevölkerung durchzuführen, 

2. im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften 
bei der Durchführung von sonstigen Luft- 
schutzmaßnahmen mitzuwirken. 

(3) Der Bundesminister des Innern be- 
stimmt den Sitz der Körperschaft und wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates den Aufbau der 
Körperschaft zu regeln. Die näheren Bestim- 
mungen über die Organisation trifft die Sat- 
zung, die von der Körperschaft mit Zustim- 
mung des Bundesministers des Innern erlas- 
sen wird. 

ACHTER ABSCHNITT 
Kosten des öffentlichen Luftschutzes 

§ 30 

Bundi Länder und Gemeinden tragen die 
Kosten der Luftschutzmaßnahmeny die sie zu 
treffen haben, einschließlich der Entschädi- 
gungen, Ersatzleistungen, Erstattungen und 
sonstigen Leistungen nach den 12 bis 15, 
soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt. 
Sind mehrere Gemeinden zu einem Luft- 
schutzgebiet zusammengefaßt, so tragen sie 
die Kosten anteilig nach der Einwohnerzahl, 
sofern sie nichts anderes vereinbaren. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

bände sein. Der Verband dient gemeinnützi- 
gen Zwecken und untersteht der Aufsicht des 
Bunidesministers des Innern. 

(2) unverändert 


(3) Der Bundesminister des Innern be- 
stimmt den Sitz der Körperschaft und wird 
ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates den Aufbau der 
Körperschaft zu regeln. Die näheren Bestim- 
mungen über die Organisation trifft eine 
Satzung, die von der Körpers chaift mit Zu- 
stimmung des Bundesministers des Innern 
erlassen wird. 

ACHTER ABSCHNITT 
Kosten des öffentlichen Luftschutzes 
§ 30 

(1) Der Bund trägt die Kosten, die den 
Ländern und Gemeinden durch die Aufstel- 
lung, Ausbildung und Ausrüstung des Luft- 
schutzhilfsdienstes, die Instandsetzung vor- 
handener und die Errichtung neuer öffent- 
licher Luftschutzbauten einschließlich der An- 
lage und Ausstattung der ortsfesten Einrich- 
tungen des Luftschutzhilfsdienstes und der 
nach § 27 a vorgesehenen Entschädigungen 
sowie durch die Arzneimittelbevorratung 
und den örtlichen Alarmdienst erwachsen. 
Diese Verpflichtung beschränkt sich auf die 
Kosten von Luftschutzmaßnahmen, die durch 
dieses Gesetz, durch die zu ihm erlassenen 
Rechtsverordnungen und allgemeinen Ver- 
waltungsvorschriften und durch Weisungen 
der zuständigen Bundesbehörden vorgeschrie- 
ben werden. 

(2) Die in Absatz 1 aufgeführten Ausga- 
ben sind für Rechnung des Bundes zu leisten. 
Die damit zusammenhängenden Einnahmen 
sind an den Bund abzuführen. 
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§ 31 

(1) Der Bund erstattet ein Drittel der 
Kosten^ die den Ländern und Gemeinden 
durch die Aufstellung^ Ausbildung und Aus- 
rüstung des Luftschutzhilfsdienstes, die In- 
standsetzung vorhandener und die Errich- 
tung neuer öffentlicher Luftschutzbauten 
einschließlich der Anlage und Ausstattung 
der ortsfesten Einrichtungen des Luftschutz- 
hilfsdienstes sowie aus der Arzneimittelbe- 
vorratung erwachsen. Die Erstattung be- 
schränkt sich auf die Kosten von Luftschutz- 
maßnahmen, die durch dieses Gesetz und die 
zu ihm erlassenen Rechtsverordnungen und 
allgemeinen Verwaltungsvorschriften vor ge- 
schrieben werden, bei der Instandsetzung 
oder Errichtung von öffentlichen Luftschutz- 
bauten auf Bauvorhaben, denen der Bundes- 
minister des Innern zugestimmt hat. 

(2) Laufende Kosten der Lagerung, War- 
tung und Instandhaltung von Luftschutz- 
gerät sowie persönliche und sächliche Ver- 
waltungskosten werden nicht erstattet. 

(3) Absatz 1 Satz 1 gilt auch für Entschä- 
digungen nach 5 27 Abs. 3. 


NEUNTER ABSCHNITT 
Straf- und Bußgeldbestimmungen 
§ 32 

(1) Wer vorsätzlich 

1. Schutzraumbauten oder andere bauliche 
Anlagen oder Einrichtungen des zivilen 
Luftschutzes oder dafür bestimmte Werk- 
stoffe oder 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

(3) Auf die für Rechnung des Bundes zu 
leistenden Ausgaben und die mit ihnen zu- 
sammenhängenden Einnahmen sind die Vor- 
schriften über das Haushaltsrecht des Bun- 
des anzuwenden. Die für die Durchführung 
des Haushalts verantwortlidhen Bundes- 
behörden können ihre Befugnisse auf die zu- 
ständigen obersten Landesbehörden übertra- 
gen und zulassen, daß auf die für Rechnung 
des Bundes zu leistenden Ausgaben und die 
mit ihnen zusammenhängenden Einnahmen 
die landesrechtlidhen Vorschriften über die 
Kassen- und Buchführung der zuständigen 
Landes- und Gemeindebehörden angewendet 
werden. 

§ 31 

e n t if ä 1 1 1 


NEUNTER ABSCHNITT 

Straf- und Bußgeldbestimmungen 
§ 32 

unverändert 
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2. Mittel oder Geräte, die Zwecken des zi- 
vilen Luftschutzes dienen, 

fehlerhaft herstellt oder liefert, zerstört, be- 
schädigt, beseitigt, verändert oder unbrauch- 
bar macht und dadurch vorsätzlich die be- 
zweckte Schutzwirkung vereitelt oder erheb- 
lich beeinträchtigt, wird mit Gefängnis be- 
straft. 

(2) Der Versuch ist strafbar. 

(3) In besonders schweren Fällen kann auf 
Zuchthaus bis zu 5 Jahren erkannt werden. 

(4) Wer durch eine der in Absatz 1 be- 
stimmten vorsätzlichen Handlungen fahr- 
lässig die bezweckte Schutzwirkung vereitelt 
oder erheblich beeinträchtigt, wird mit Ge- 
fängnis bis zu einem Jahr oder mit Geld- 
strafe bestraft. 

§ 33 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig einer auf Grund des % 22 
erlassenen Rechtsverordnung zuwiderhan- 
delt, sofern die Rechtsverordnung ausdrück- 
lich auf diese Bußgeldvorschrift verweist. 

(2) Die Ordnungwidrigkeit kann, wenn 
sie vorsätzlich begangen Ist, mit einer Geld- 
buße bis zu fünftausend Deutsche Mark und, 
wenn sie fahrlässig begangen Ist, mit einer 
Geldbuße bis zu zweitausend Deutsche Mark 
geahndet werden. 


ZEHNTER ABSCHNITT 
Schlußbestimmungen 
§ 34 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie 
folgt geändert: 

1. Im § 537 erhält Nr. 4 folgende Fassung: 

„4. Personen, die Luftschutzdienst lei- 
sten, sofern sie hierzu durch die zu- 
ständige Stelle herangezogen sind 
oder Gefahr im Verzüge ist, ferner 
freiwillige Helfer des Bundesluft- 
schutzverbandes sowie die Teilneh- 
mer an Ausbildungsveranstaltungen 
und Übungen dieses Verbandes und 
der Bundesanstalt für zivilen Luft- 
schutz.“ 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


§ 33 

unverändert 


ZEHNTER ABSCHNITT 
Schlußbestimmungen 
§ 34 

Die Reichsversicherungsordnung w^ird wie 
folgt geändert: 

1. Im § 537 erhält Nr. 4 folgende Fassung; 

„4. a) Personen, die Luftschutzdienst lei- 
sten, sofern sie hierzu durch eine 
'Zuständige Stelle herangezogen sind 
oder selbständig handeln, weil Ge- 
fahr im Verzüge ist oder nadi den 
Umständen von ihnen angenom- 
men werden kann, 

b) freiwillige Helfer des Bundes luft- 
schutzverbandes. 
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2. Im § 627 Abs. 1 werden hinter den Wor- 
ten „die nicht für seine Rechnung gehen,“ 
eingefügt: „für den Luftschutzdienst im 
überörtlichen Luftschutzhilfsdienst“. 

3. Nach § 628 wird folgende Vorschrift als 
§ 628 a eingefügt: 

„§ 628 a 

Die Gemeinde ist Träger der Versiche- 
rung für den Luftschutzdienst im ört- 
lichen Alarmdienst und im örtlichen Luft- 
schutzhilf sdienst. “ 

4. § 899 Abs. 3 erhalt folgende Fassung: 

„(3) Bei Unfällen in Unternehmen zur 
Hilfeleistung bei Unglücksfällen, des 
öffentlichen zivilen Luftschutzes und des 
Technischen Hilfswerks gilt Absatz 2 ent- 
sprechend.“ 


§ 35 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der 
,5*5 Abs. 1 und 13 Abs. 1 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952(Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 


(2) Das Land Berlin bestimmt, welche 
Stellen die Aufgaben der Gemeinden und 
ihrer Organe nach Maßgabe dieses Gesetzes 
wahrzunehmen haben. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

c) Teilnehmer an Ausbildungs Ver- 
anstaltungen und Übungen des 
Bundesluftschutzverbandes und der 
Bundesanstalt für zivilen Luft- 
schutz.“ 

2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 


§ 34 a 

Mit der Auflösung des eingetragenen Ver- 
eins „Bundesluftschutzverband“ wird die 
bundesunmittelbare Körperschaft des öffent- 
lidien Rechts „Bundesluftsdiutzverband“ 
ohne Liquidation dessen Rechtsnachfolger. 

§ 35 

(1) Dieses Gesetz gilt unter dem Vorbe- 
halt der dem Land Berlin nach Absatz 2 er- 
teilten Ermächtigung nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechts Verordnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, 
gelten unter dem gleichen Vorbehalt im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Überlei- 
tungsgesetzes. 

(2) Das Land Berlin wird ermächtigt, den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 
und der hierzu ergehenden Rechtsverord- 
nungen oder von Teilen dieses Gesetzes und 
der hierzu ergehenden Rechtsverordnungen 
abweichend von den §§13 und 14 des Drit- 
ten Überleitungsgesetzes zu bestimmen. 
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B e is c h 1 ü s s e d e ,s 8. Ausschusses 


Dieses Gesetz 
Verkündung in 

s i e 


(3) Die finanziellen Verpflichtungen des 
Bundes gegenüber dem Land Berlin auf 
Grund dieses Gesetzes werden zu dem Zeit- 
punkt und in dem Umfang wirksam, in dem 
das Gesetz im Land Berlin in Kraft tritt. 

§ 35 a 

Die Länder Berlin, Freie Hansestadt Bre- 
men und Freie und Hansestadt Hamburg be- 
stimmen, welche Stellen die Aufgaben der 
Gemeinden nach Maßgabe dieses Gesetzes 
wahrzunehmen haben. 


§ 36 

tritt am Tage nach seiner 
Kraft. 

: h e § 22 Abs. 3 


§ 36 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. Die Verpflichtungen 
nach § 21 werden am 1. April 1958 wirksam, 
soweit nicht die in § 22 Abs. 1 und 2 vorge- 
sehenen Rechtsverordnungen einen früheren 
Zeitpunkt bestimmen. 
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